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                                                            Vorwort 
 

Liebe Mitglieder und Freunde der Europa-Union! 

Auch bei einigen Fortschritten und teilweisen Lockerungen beschränkt uns die 
Pandemie in unseren Kontakt- und Arbeitsmöglichkeiten. Schließlich befinden 
wir uns bereits im dritten Halbjahr, in dem wir unsere Veranstaltungen 
reduzieren mussten und damit unserem politischen Bildungsauftrag nicht 
unmittelbar realisieren können. Wir stellen dabei aber auch fest, dass sich die 
digitalen Informations- und Austauschmöglichkeiten bei so manchen unserer 
Partner und bei uns selbst erheblich entwickelt haben. Trotz immer noch 
vorhandener Kinderkrankheiten der Qualität der Online-Verbindung erhöht 
sich die Anzahl der Video-Veranstaltungen. 

Als einen Schwerpunkt betrachten wir in den jetzigen „Informationen“ die 
derzeitige Situation in der Entwicklung der Corona-Pandemie und verschiedene 
Reaktionen darauf. Wir halten auch in Zukunft nichts von allgemeinen 
Ablehnun-gen der einen oder anderen Schutzmaßnahmen. Bei Allem, was 
heute gegen eine weitere Ausweitung der Pandemie unternommen wird, 
befinden wir uns immer noch in einer „experimentellen Phase“, sind wir auf 
der Suche nach den wirksamsten Gegenmaßnahmen. Wir haben – eigentlich 
auch eine alte historische Erfahrung aus früheren Seuchenzeiten – das Corona-
Virus noch längst nicht im Griff, schon gar nicht überwunden. Wenn dazu in 
diesen Tagen die Spitzenorgane der Bundesrepublik Deutschland – Bundestag, 
Bundesrat, Bundesregierung – die vorhandene gesetzliche Grundlage im 
Interesse einer einheitlichen und damit wirksameren Einwirkungsmöglichkeit 
verschärfen wollen, so haben sie unsere Zustimmung. Die Bundesländer sind 
keine regionalen „Fürstentümer“, die sich einer übergreifenden, gemeinsamen 
Regelung entziehen können. Die Entwicklung der Zuständigkeiten in der 
aktuellen Pandemie zeigen auch gewisse Grenzen des Föderalismus auf, die 
selbst zu einer Geringschätzung einer allgemeinen demokratischen Autorität im 
Staat führen können. Die Achtung individueller Bürgerrechte darf nicht mit 
überzogenem Individualismus verwechselt werden. Wir haben mit Sicherheit 
nach der Pandemie einige Lehren im Hinblick auf die Funktionsweise einer 
demokratischen Gesellschaft zu ziehen. 

Wie oben schon angedeutet wurde, haben Online-Veranstaltungen an 
Bedeutung gewonnen. Wir weisen in dieser Ausgabe der „Informationen des 
Bildungsringes“ in einem zweiten Schwerpunkt auf mehrere Online-Meetings 
zwischen Ende Februar und Mitte April hin, die sich mit Fragen beschäftigen, 
die uns als Europäer besonders interessieren. Es ist wünschenswert, dass einige 
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unserer Mitglieder, die über entsprechende Computerausstattung verfügen, 
sich in solche Informations- und Diskussionsrunden einschalten. Mann kann, 
wenn man nicht direkt mitdiskutieren will, sein eigenes Mikrofon ausschalten, 
profitiert aber von Gedanken, die Experten in den Meetings äußern. 

Ein dritter Schwerpunkt bilden die literarischen Darstellungen von Behrend 
Böckmann aus Mühl-Rosin über den „Eurominschen“ und seine plattdeutsche 
Nachdichtung der Europahymne. Ganz sicher ein bemerkenswerter Beitrag zum 
im Mai bevorstehenden Europatag! Wir danken Herrn Böckmann sehr für seine 
Zeilen.  

Der vierte Schwerpunkt dieser „Informationen“ bezieht sich auf die konkreter 
werdenden Vorbereitungen auf den Beginn der Zukunftskonferenz der EU, die 
am 09. 05. 2021 nach rund einjähriger Verspätung am Europatag offiziell 
eröffnet wird. Der Erfolg der Zukunftskonferenz hängt entscheidend davon ab, 
wie sich möglichst viele Menschen, die gesamte europapolitisch interessierte 
Öffentlichkeit, in diese angestrebten breit gefächerten Diskussionen 
einbringen. 

Bleiben wir weiterhin unseren europäischen Visionen treu! 

Ihr Joachim Gasiecki, Ehrenvorsitzender des Landesverbandes der EUD in MV 

#### 

Vorstand und Geschäftsführung des Landesverbandes sowie die 
Leitung des Bildungsringes „Europa“ wenden sich mit einer Bitte an 
unsere Mitglieder und andere interessierte Leser der Informationen 

des Bildungsringes Europa MV des Landesverbandes 
 

Wir sind von zuständiger Stelle aus angehalten worden, die „Informationen“ 
nicht mehr über den Postweg, sondern über E-Mail zu versenden. Um aber bei 
einer längst nicht allgemein mit einer entsprechenden Technik ausgestatteten 
Lesergemeinde die günstigste Lösung zu finden, bitten wir alle Interessenten um 
die Beantwortung folgender Fragen an die Adresse der Geschäftsstelle: 

1. Sind Sie mit einer Zusendung der „Informationen“ per E-Mail einverstanden? 
Wenn ja, teilen Sie uns bitte Ihre E-Mail-Adresse mit unter 
schoene@europa-union-mv.de 
 
2. Wünschen bzw. benötigen Sie eine Zusendung der „Informationen“ per Post? 
 
Wir erwarten möglichst bald Ihre Rückmeldungen an die Geschäftsstelle 
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„Einmal mehr: Eine Seuche nimmt der Welt den Atem“ 

 

Seit dem Frühjahr 2020 hat es die Welt mit einer Pandemie zu tun, gegen die 

zunächst weder eine Impfung noch ein wirksames Medikament zur Verfügung 

standen. … Was die Corona-Pandemie einmal mehr zeigt: Seuchen sind ein 

Stresstest für Gesellschaften. Sie halten uns einen Spiegel vor: Wie reagieren 

wir auf unbekannte Herausforderungen der Natur? Wie stark sind die sozialen 

Bindekräfte, wenn plötzlich alles und jede/-r eine Bedrohung zu sein scheint? … 

Die Seuchenbekämpfung wirft immer wieder Machtfragen auf: In der Hambur-

ger Choleraepidemie zwischen Stadt und Reich, in Corona-Zeiten zwischen 

Bund und Ländern. … 

Eine Influenza oder eine Corona-Pandemie wie die von 2020 war von Expertin-

nen und Experten lange erwartet worden. Und so wie die Seuchen der 

Vergangenheit unsere Reaktionen auf das unbekannte Virus gebahnt haben, so 

werden unsere gegenwärtigen Erfahrungen den Umgang mit zukünftigen 

Pandemien prägen.  … 

Eine Einschätzung der Angemessenheit von Grundrechtseinschränkungen 

hängt sowohl von einer Bewertung der Bedrohungslage als auch von der 

Effektivität von Eindämmungsmaßnahmen ab. Aus diesem Grund wird über die 

Corona-Maßnahmen in den Regierungen von Bund und Ländern, aber auch in 

den entsprechenden Parlamenten intensiv diskutiert. Die Angemessenheit 

kann immer nur temporär begründet werden. Eine Begründung ergibt sich aus 

einer Abwägung von Interessen des Individuums gegenüber Interessen der 

Allgemeinheit. …  

Angesichts schwer greifbarer Bedrohungen wie im Seuchenfall ist es ganz 

besonders wichtig, vorschnelle Urteile, Stigmatisierungen und Schuldzuwei-

sungen zu durchschauen und nicht zu reproduzieren. Für den Abbau von 

Vorurteilen müssen wir uns bewusst machen, dass nicht „die Anderen“ eine Be-

drohung sind, sondern wir alle eine potenzielle Bedrohung füreinander sind, 

weil wir alle Überträger/-innen des Virus sein können. Zugleich können wir uns 

und andere aber schützen, wenn wir uns solidarisch verhalten.“ 

 

(Aus dem Themenblatt 125 der Bundeszentrale für politische Bildung: „Aus 

Seuchen lernen?“, 2020) 
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Aus dem „Tagesspiegel“ vom 10. 02. 2021: 

„Verlorene Corona-Generation. Lockdown, als gäbe es kein 

Morgen“ 

Unter Berufung auf Äußerungen des Bildungsökonomen Wößmann vom Ifo-

Institut München im „Spiegel“ schreibt der „Tagesspiegel“: 

 
„Wößmann hat ausgerechnet, welche Einkommensverluste auf die Corona-

Generation unter den Schülern zukommen könnten, über den Verlauf ihres 

gesamten Lebens. Und wie sich der geringere Wissensstand auswirken dürfte 

auf die deutsche Volkswirtschaft insgesamt. Der Schaden beträgt demnach 

schon 2,2 Billionen Euro, selbst dann, wenn nur die durchschnittlich zwölf 

Wochen Schulausfall im Frühjahr 2020 berücksichtigt werden. Nimmt man 

sechs Wochen im zweiten Lockdown hinzu, sind es 3,3 Billionen Euro. Sollten 

die Schulen auch nach Februar flächendeckend vier weitere Wochen 

geschlossen sein, würde die Summe auf 4,1 Billionen Euro steigen. 3,3 Billionen 

Euro entsprechen ungefähr der Wirtschaftsleistung der Bundesrepublik im 

gesamten Jahr 2020.“ 

Aus einer Studie des Robert-Koch-Instituts: 

Mitte Februar veröffentlichte das RKI im „Ärzteblatt“ eine Studie, in der „nach 
Schätzung“ in Deutschland im Jahr 2020 insgesamt 305 641 Lebensjahre verloren 
gegangen sind, durch Tod an Corona oder durch gesundheitliche Ein-
schränkungen bei Covid-19-Überlebenden. „Durchschnittlich verlor jede ver-
storbene Person 9,6 Lebensjahre.“  

Natürlich denke ich, dass die Statistik ein wissenschaftliches Instrumentarium hat, 
um ein verlässliches Faktenmaterial zur Verfügung stellen zu können. Die beiden 
angeführten Beispielen scheinen mir jedoch nicht seriös zu sein. Da niemand sagen 
kann, wie sich die heutige Schülergeneration tatsächlich in den kommenden 
Lebensjahren entwickeln wird, sind wohl Berechnungen von Einkommensverlusten 
eher eine Luftnummer. Die heute lebende älteste Generation hatte am Ende des 
zweiten Weltkrieges – etwa im Zeitraum zwischen 1944-1946 vor allem im Osten 
Deutschlands – bis zu zwei Jahren Totalausfall des Schulunterrichts. Trotzdem gab 
es überwiegend positive Lebensverläufe! Die konkrete Zahl der „verlorenen 
Lebensjahre“ kann die realen Vorgänge nicht berücksichtigen. Lediglich von einer 
„statistischen Lebenserwartung“ auszugehen, führt zu Ergebnissen, die mit dem 
tatsächlichen Geschehen nicht übereinstimmen müssen. So entstehen auf 
scheinbar wissenschaftlicher Grundlage Katastrophen-meldungen, die die 
Wirklichkeit in einem Phantombild widerspiegeln!                                                    J. G. 

 „Billionenbombe Schulausfall! 
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Pandemie aktuell 

 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie Mitte März 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 119 875 200, europaweit 36 428 000, Bundesrepublik 2 579 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 2 655 000, europaweit 863 000, Bundesrepublik 74 000 

#### 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie Mitte April 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 136 260 000, europaweit 42 357 000, Bundesrepublik 3 058 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 2 973 000, europaweit 968 500, Bundesrepublik 80 000 

#### 

Aus einem Artikel der Kolumnistin Xenia Tourki aus der Zeitung 

„Phileleftheros“ (Cypern) vom 25. 02. 2021: 

„Ein Jahr nach Ausbruch der Pandemie ist klar, dass viele Dinge anders sind. 
Das Problem ist, was von diesen Dingen bestehen bleiben wird, wenn wir die 
Pandemie hinter uns lassen. Werden wir uns zum Beispiel weiterhin 
distanzieren und bei unseren sozialen Interaktionen vorsichtig sein? Werden 
Homeoffice und Fernunterricht an Boden gewinnen oder werden die Älteren in 
die Büros und die Jüngeren in ihre Klassenzimmer zurückkehren? Es wäre naiv 
zu glauben, dass Dinge über Nacht wieder so werden, wie sie vorher waren. 
Nicht zuletzt beschleunigte die Pandemie Trends, die bereits Gestalt 
annahmen, und zwang Regierungen, Unternehmen und jeden von uns, in 
einem anderen Kontext als in der Vergangenheit zu agieren.“  

Zitat der Philosophin Hanna Arendt von 1949: 

„Der wohl hervorstechendste und auch erschreckendste Aspekt  
der deutschen Realitätsflucht liegt in der Haltung, 

mit Tatsachen so umzugehen, als handele es sich um bloße Meinungen.“ 
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Aus einem Brief des Herausgebers des österreichischen Philosophie-
Magazins „abenteuer philosophie“, Hannes Weinelt, an seine Leser 

in der Ausgabe 2/2021, Nr. 164, S. 3 
 

„Wir suchen nicht den entzweienden Protest GEGEN etwas, 
sondern das einigende Miteinander FÜR etwas.“ 

„Am meisten zum Nachdenken brachten mich die zugesendeten Worte 
‚Bleiben Sie aristokratisch, im besten Sinne des Wortes!‘  

Schopenhauer spricht von drei Aristokratien: Die der Geburt, die des 
Geldes und die geistige Aristokratie, die auch die vornehmste sei. 
Aristokratisch im besten Sinne des Wortes heißt als ‚vornehm und edel 
in Bezug auf Gesinnung und Wesen – laut digitalem Wörterbuch der 
deutschen Sprache – zu sein. Nun liegen die Begriffe vornehm und edel 
nicht gerade im Trend. Sie werden als snobistisch, abgehoben, 
bestenfalls als veraltet wahrgenommen. Dies hat wohl weniger damit 
zu tun, dass die Begriffe als solche abgegriffen und durch modernere, 
griffigere ersetzt worden wären. Vielmehr sind die Begriffe inhaltlich 
out: Zurückhaltend, feinfühlig und rücksichtsvoll, um einige Synonyme 
von vornehm zu bemühen – sind nicht gerade das Holz, aus dem die 
heutigen narzisstischen Erfolgreichen geschnitzt sind. Wenn Theodor 
Herzl sagt, dass die einzige Art vornehm zu sein, darin besteht, viel von 
sich selbst zu verlangen, ohne das mindeste Gewicht darauf zu legen, 
ob die anderen das anerkennen, dann muss man einsehen, dass heute 
in den meisten Fällen das genau umgekehrte gilt: viel Anerkennung 
verlangen, möglichst ohne zu viel eigenen Aufwand.  

Dementsprechend kämpfen die derzeit immer weiter auseinander 
triftenden Lager einfach um die Anerkennung ihrer eigenen Meinung. 
Sich gegenseitig als ‚Schlafschafe‘ und ‚Covidioten‘ zu beflegeln, ist 
weder vornehm noch edel. 

In der Philosophie im klassischen Sinn ist das vornehme und edle 
Denken und Handeln das Ideal des nach Weisheit Strebenden. Ihm geht 
es nicht um das Durchsetzen seiner eigenen Meinung: Auch nicht um 
den Protest. Es geht um ‚die Meisterschaft des Lebens, die Fertigkeit, 
ein gutes Leben zu führen‘.“ 
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 Dei Eurominsch un alle Minschen warden Bräuder... 

- eine nicht ganz ernst zu nehmende Entstehungsgeschichte des 

Euromenschen 

(Von Behrend Böckmann, Mühl-Rosin) 

Einer, dei allens ok in sien Mudderspråk seggen kann, denn näumen wi up 
Hochüütsch „native speaker“ un sien Språk is denn 'n „autochthone Språk“.Un 
so will ik nu as Plattschnacker (native speaker) up Platt as „autochthone Språk“ 
œwer denn Euro-minschen sinnieren un so 'n Bidrach dortau leisten, dat dei 
Europäisch Charta von 1998 œwer erhollenswierte Språken in bestimmte 
Gägenden orrer von bestimmte Minnerheiten (as wi Plattdüütschen) ok in 
Mäkelnborg Würklichkeit ward. 

Dat dei Vöröllern von denn Eurominschen vör dusende von Johren ut Afrika nå 
Europa in't Neannerdål un dat Rebeit von Cro-Magnon keemen, dat is bekannt. 
Un sei wiern tau dei Tiet wull all noch gliek un harrn sik noch nich in Denker un 
Arbeiters deilt. Einer vonne iersten groten Denkers wier Platon (428/427 - 
348/347 v. Chr.). Hei hett in sien „Politeia“ schräben, dat Minschen, wat för em 
Mannslüd un Denker as hei wiern, nie nich blot för sik sülben, sonnern ok för 
anner Minschen dor sien sallen. Un Aristoteles (384 -322 v. Chr.) markt an, dat 
dei Minsch sienen Grips taun Nådenken œwer't Tausåmenläben insetten sall. 
Un denn keem Zenon von Kition (336 – 270 v. Chr.) as Grünner vonne 
Denkerschaul „Stoa“ up denn Infall, dat all Minschen gliek sünd, dor's Minschen 
sünd. Œwer dat hett nich ümmer so ornlich klappt, denn dei Minsch hett sik 
nich mit denn „Naturtaustand“ taufräden gäben, hei hett dei Arbeit erfunnen 
un markt, dat man œwer anner Minschen bestimmen kann, wenn man bäten 
plietscher is. Un so würn dei Minschen, anfangs all gliek, ümmer unglieker, sei 
wiern blot noch för Gott gliek un dat, wat dei Plietschen mit nich so Plietsche 
måkten, dat wür in'n Updrach von'n Leiwen Gott måkt. Öltligs leeten dei 
Minschen sik ok dorup in, denn keinein wull giern inne Höll bråden, wenn em 
up Ierden 'n Klüngelie mit'n Düwel nåsecht warden künn. 

Un denn lecht sik Jean-Jacques Rousseau (1712-1778) mit dei Karkenböwelsten 
an un ünnerssöcht dei Ümstänn', dei denn Minschen dorhen bröcht hemm', dat 
hei nich mihr dat is, wat denn Minschen utmåkt un worüm hei sik sülben frömd 
gägenœwer steiht. „Dei Minsch kümmt frie up'e Welt un licht doch œwerall in 
Käden.“ So fangt sien Wark „Le Contrat social“ (Dei Gesellschaftsverdrach) an 
un hei sinniert œwer denn Minschen un sien Läben inne Gesellschaft. Hei 
kümmt dorhen, dat dei Minschen nich vör Gott, sonnern vör't Gesetz gliek sien 
sallen un dat „Frieheit, Gliekheit un Bräuderlichkeit“ dat Tausåmenläben von 
Minschen bestimmen möt. Un dormit dei Minsch dortau inne Låch is, möt hei 
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so as „Émile“ bet tau't 25. Läbensjohr uptreckt warden. Un disse Émile, denn 
dat blot in'n Kopp von Rousseau geef, hett mihr taun Sinnieren œwer 
'nWeltverännerung bidrågen as dei junge Werther von Goeethe orrer Schiller 
sien Willem Tell. Dei Geist von Rousseau geef Upwind för denn Storm up'e 
Bastille an'n 14. Heumånd (Juli) in't Johr 1789, denn gröttsten Knast in Paris, 
dat sik Staaten 'n Verfåtung gäben hemm', in wecker dei Wohrung un dat 
Inhollen von Minschenrechte fastschräben is un Völker sik anschickten, dei 
Gewaltendeilung tau achten un denn leiwen Gott in'n Börgerstaat buten vör 
tau låten. Un nå Rousseau hemm' sik noch väle anner Minschen för noch 
gröttere Denken hollen un wullen denn Niegen Minschen uptrecken un mit em 
'n niege minschlich Gesellschaft upbugen. Un männig Denker un ok Praktiker 
güngen dorvon ut, dat die Minsch blot frie sien kann, wenn hei gewaltfrie läben 
deit. Œwer dissen gewalt- un dormit herrschaftslosen Tau-stand, dei Anarchie, 
wür all in Athen sträden un dei Striet treckt sik bet hüt dörch dei 
Minschheitsgeschicht. Anner Denker keemen dorhen, dat dei Käden, von 
wecker Rousseau all schnackt, dörch 'n Upbegehrn, 'n Revolutschon fallen 
möten un dat dei Armsten vonne Armen, dei wieder nicks hemm' as ehr 
Arbeitskraft un disse verhökern möten, dei Minschheit mit Hülp vonne 
proletar'sche Diktatur in denn Taustand versetten warden, in weckern jederein 
'n würklich frieer Minsch is. Doch dei Minschheitsgeschicht is anners un nie 
nich so as dacht verlopen. Worüm is dat Impe-rium Romanum ünnergåhn, 
künnen dei Napoleon'schen Kriege dei Landkort blot korte Tiet verännern, hett 
Düütschland twei Weltkriege verluurn, worüm hett dei Oktoberrevolutschon 
ünner Lenin orrer dei Grote Sprung ünner dei Viererrapallje von Mao un dei 
RAF-Akschonen vonne Baader-Meinhof-Grupp  nich dat bröcht, wurvon dei 
Minschen drömt hemm'?  

Ein Gesellschaft wull bäder sien as dei anner, wecker lannt tauierst up'n Månd, 
wo kann tauierst 'n Mann sienen Mann un 'n Fru ehr Fru heuråden un dei 
Wettlop is vull von Gefohren. Dei 68er würn 'n niege Kraft, doch ok sei kreegen 
denn gewaltfrieen Taustand nich hen, leeten œwer dei Böbelsten so nådenken, 
dat's sik Stück üm Stück taun liberale Demokratie bekennen mössten. Dei 
ihrbore Minsch kann in uns Demokratie daun un låten wat hei will. Dat is siene 
Frieheit un dei geiht so wiet, dat hei sienen Nåwern verklågen kann, wenn em 
dei Grillrükels œwer'n Gorntun nich taupass kåmen. Disse liberale Demokrat 
von hüt läwt son'n Oort niegen Minsch, dei  up denn Wech taun Eurominschen 
is. Hei kann sik Aktivist näumen, so as Greta Thunberg up't Stråt gåhn un hei 
„Basisdemokratie“ inföddern, hei kann Hüser besetten un sik in Bomhüs gägen 
denn Holtinschlach upbömen, sik up Iesenbåhn-läusen ankäden, üm 
Kastortransporten uptauhollen ... Hei kann ok Maat warden in'n Faslam- orrer 
Schützenverein, sik in'n Gender-Verein tau sik sülfst bekennen, bi'n CSD un bi 
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Pegida-Uplöp äbenso mitmåken as bi't Randaliern in'n Fautballarena orrer vör'n 
Wåhnünnerkunft, wo Frömde för Gewalt Tauflucht säuken. 

Perestrojka und Glasnost hemm't mœglich måkt, dat dei Iesern Vörhang 
upgüng, dei Marktwirtschaft sik denn œwerall dörchsetten künn un sik 
weltwiet dei sozialen Taustänn' bäder würn. 

Un nu denkt all männig Europäer in Brüssel un Strasbourg, dat Europa bet an'n 
Ural geiht un drömt villicht von'n EU-Butenbüro in Jekaterinburg. Un disse 
Drömer weiten œwer ok, dat dat licht wier, Jekaterinburg dörch 'n Order up 
denn Nåmen Swerdlowsk tau döpen un dat dat schwor wier, in disse 
Milljonenstadt denn niegen „Sowjet-minschen“ tau läben. Sülfst, wenn sik 'n 
Russ mit 'n lütte Diern ut Sibirien verfriegen däd, bläben's dat, wat's von Geburt 
ut wier un sünd nie nich Billerbauk-Sowjet-minschen worden. Tau mannigfaltig 
sünd dei Minschen, üm all gliek tau måken. Un dat is ok inne EU so. Dei 
Gesetzen sünd so, dat jeder jeden friegen kann, œwer dat all Bräuder un 
Schwestern warden, dat is noch 'n langer Wech. Un so is dei Taukunft in Europa 
ok bunt. Un wenn dei Dach kümmt, an weckern wi uns Eropa-Hymne up Platt 
singen warden, denn hett dei Charta von 1998 dortau bidrågen, dat Europa in 
sien Mannig-faltigkeit faster tausåmenrücken künn.  

 

Europahymne up Platt 

Text: Friedrich Schiller 

plattdeutsch: Behrend Böckmann 

 

Jubel, schöner Götterfunken, 

Dochter ut dei Seeligkeit, 

denn wi kåmen füertrunken 

Häbenwäsen, Hilligkeit. 

Deist von båben dat verbinnen 

wat dei Minsch hett ünnen deilt 

dat sik Minschen wedder finnen, 

wenn dien Flüchtenschlach sei heilt. 

 

Wecker't würklich hett henkrägen 

un as Fründ tau  Fründ denn fünn, 

wecker ein gaut Wief erlägen, 

stimm ok in denn Jubel in! 

All dei ehre Seel bekunnen 

jubeln up uns Ierdenrund; 

Wecker nich dortau hett funnen 

verlött rorend dissen Bund. 
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Jubel sall dei Fedder blieben, 

dei för ümmer bi uns gellt. 

Jubel sall dei Rö' andrieben 

von dei Klock för unse Welt. 

Blaumen locken ut denn Såmen, 

Sünnen ut dat Firmament, 

Jubel sall in Rüüm upkåmen  

dei dat Minsche noch nich kennt. 

 

Jubel, schöner Götterfunken, 

Dochter ut dei Seeligkeit, 

denn wi kåmen füertrunken 

Häbenwäsen, Hilligkeit. 

Deist von båben dat verbinnen, 

wat dei Minsch hett ünnen deilt 

dat sik Minschen wedder finnen, 

wenn dien Flüchtenschlach sei heilt. 

 

#### 

„Schulbücher, die Europäer verbinden“ 

Seit einigen Jahren gibt es die von der Gemeinsamen Deutsch-Polnischen 
Schulbuchkommission herausgegebene Schulbuchreihe „Europa - unsere Ge-
schichte“, die in unseren Schulen sicher mehr beachtet werden sollte.  

„Nun sind die Bände 3 und 4 erschienen, beide mit Spannung erwartet, da sie 
die historisch und erinnerungskulturell so neuralgische Zeit des 19. bis 21. 
Jahrhunderts behandeln. Denn auch, wenn programmatisch ‚Europa – Unsere 
Geschichte‘ im Titel steht, so ist doch unverkennbar, dass die intensiven und 
spannungsreichen deutsch-polnischen Beziehungen dieser Schulbuchreihe ihre 
Grundschwingung verleihen. … 

Erst der Blick ins Detail offenbart, wie sich historische Blickwinkel durch die 
bilaterale fachdidaktische und fachwissenschaftliche Zusammenarbeit verän-
dern und ein erweitertes Verständnis von europäischer Geschichte schaffen. … 

Die Schulbuchreihe ‚Europa – Unsere Geschichte‘ entstand in einer Zeit, die 
weltweit von wachsender politischer Polarisierung, dem (Wieder-)Aufstieg von 
Populismus und Nationalismus sowie Zweifeln an der liberalen Demokratie 
gekennzeichnet sind. Umso höher zu bewerten ist die vorliegende Leistung …“ 

 

(Stephanie Zloch, Historikerin, wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Geschichte der 
TU Dresden. – In: DIALOG – Deutsch-Polnisches Magazin, Nr. 133 (03/2020), S. 89 f.) 
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Eurobarometer-Umfrage: 

Corona-Krise auf EU-Ebene bekämpfen, Reformen sind 

notwendig 

Laut der am 12. 02. 2021 veröffentlichten Studie ist die Anzahl der Bürger, die sich 
positiv über die EU äußern, um zehn Prozentpunkte im Vergleich zum Herbst 2020 
gestiegen. Zwei Drittel (EU 66%, AT 59%, DE 72%) aller Befragten sind optimistisch, 
was die Zukunft der Europäischen Union angeht. 

Dennoch bleibt der individuelle Ausblick angesichts der anhaltenden Pandemie 
pessimistisch: Mehr als die Hälfte (EU 53%, AT 48%, DE 50%) der Befragten 
glauben, dass die wirtschaftliche Situation in ihrem Land in einem Jahr schlechter 
sein wird als derzeit. Nur jeder fünfte Befragte (EU 21%, AT 29%, DE 26%) glaubt, 
dass sich die nationale Wirtschaftslage im kommenden Jahr verbessern wird. Mehr 
als die Hälfte der Befragten (EU 52%, AT 40%, DE 61%) erwartet, dass ihre 
Lebensbedingungen in einem Jahr genauso sein werden wie heute. Ein Viertel der 
Befragten (EU 24%, AT 30%, DE 16%) denkt, dass es ihnen in einem Jahr sogar 
schlechter gehen wird, während ein Fünftel (EU 21%, AT 27%, DE 22%) glauben, 
dass sich ihre Lage verbessern wird. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich auch in der von den Bürgern angegeben 
Rangfolge von Grundwerten, die das Europäische Parlament verteidigen sollte. 
Während die weltweite Verteidigung der Menschenrechte (EU 51%, AT 47%, DE 
61%) und die Gleichberechtigung von Mann und Frau (EU 42%, AT 40%, DE 38%) 
an der Spitze bleiben, landet die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten auf dem 
dritten Platz (EU 41%, AT 41%, DE 47%). Vor einem Jahr hatten das im EU-
Durchschnitt nur ein Drittel der befragten Bürger angegeben. 

Die Pandemie und andere globale Herausforderungen wie der Klimanotstand 
bestärken die Bürger in ihrem Ruf nach einer grundlegenden Reform der EU. Fast 
zwei Drittel (EU 63%, AT 42%, DE 72%) der Befragten wollen, dass das Europäische 
Parlament in Zukunft eine wichtigere Rolle spielt. Dies ist im EU-Durchschnitt ein 
Anstieg von 5 Prozentpunkten im Vergleich zum Herbst 2019. Und während das 
positive Bild der EU zugenommen hat, ist auch der Ruf nach Veränderung gestiegen: 
Nur rund ein Viertel der Befragten (EU 27%, AT 22%, DE 33%) unterstützen die EU 
so, wie sie derzeit besteht, während knapp die Hälfte (EU 44%, AT 39%, DE 49%) 
die EU "eher unterstützen", sich jedoch Reform wünschen. Rund ein Fünftel (EU 
22%, AT 31%, DE 15%) sehen die EU 'eher skeptisch, könnten aber im Lichte einer 
radikalen Reform ihre Meinung wieder ändern'. 

Der Präsident des Europäischen Parlaments, David Sassoli, sagte: „Die Botschaft 
dieser Umfrage ist klar: Die europäischen Bürger unterstützen die Europäische Union 
und sie finden, dass die EU der richtige Ort ist, um Lösungen für die Krise zu suchen. 
Aber eine Reform der EU ist eindeutig etwas, das die Bürger sehen wollen, und 
deshalb müssen wir die Konferenz zur Zukunft Europas so schnell wie möglich 
starten." 

(Pressemitteilung) 
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Zur EU-Zukunftskonferenz: 

„Am 9. Mai, dem Europatag, soll sie nun losgehen: die Konferenz zur Zukunft 
Europas. Ein Jahr lang wollen die europäischen Institutionen dann über 
notwendige Reformen beraten, vom Gesundheitsschutz bis zu einer EU-Armee. 
Die Auftaktveranstaltung soll, so es die Pandemie erlaubt, in Straßburg 
stattfinden – dieser Plenarsaal ist seit einem Jahr nicht mehr benutzt worden. 
Der französische Präsident fordert seit langem, dass dort endlich wieder 
debattiert wird. Emmanuel Macron war es auch, der als erster auf eine solche 
Konferenz drang. Nun wird er selbst einer ihrer Vorsitzenden sein, und das 
unmittelbar vor der französischen Präsidentenwahl. 

Darauf haben sich die EU-Botschafter am 10. 02. 2021 verständigt. Sie brachen 
damit eine monatelange Blockade. Die hatte damit begonnen, dass das 
Europäische Parlament den früheren belgischen Premierminister Guy 
Verhofstadt als Vorsitzenden durchsetzen wollte. Auch Macron hatte ihm den 
Posten versprochen – als Trostpreis dafür, dass er Verhofstadt vorher als 
Fraktionsvorsitzenden der Liberalen demontiert hatte. Den anderen 
Mitgliedstaaten war der Belgier jedoch ein Dorn im Auge. Dann brauche man 
eigentlich gar nicht mehr zu tagen, hieß es. Verhofstadt steht für einen 
Bundesstaat Europa, und er hat sehr genaue Vorstellungen davon, was alles in 
den Verträgen geändert werden müsste. 

So sondierte die deutsche Ratspräsidentschaft eine Alternative und brachte 
Helle Thorning-Schmidt ins Gespräch. Die frühere dänische Ministerpräsidentin 
schien perfekt zu passen, auch Macron war begeistert. Seine Liberalen 
allerdings weniger – wieso sollten sie sich eine Sozialdemokratin vor die Nase 
setzen lassen? Deshalb blieb am Ende nur noch eine typische Brüsseler Lösung, 
nämlich drei Präsidenten an der Spitze: von Rat, Kommission und Parlament.“ 

(Thomas Gutschker, FAZ, Politischer Korrespondent mit Sitz in Brüssel) 

 

#### 

Im Zusammenhang mit der kommenden Zukunftskonferenz soll an ein Wort 

des aus Deutschland stammenden UNO-Mitarbeiters und französischen 

Diplomaten Stéphane Hessel (1913-2017) erinnert werden, der an seinem 

Lebensende im Zusammenhang mit seinem Einsatz für eine Reform der EU die 

Position vertrat: „Es ist gut, dass es Europa gibt! Es ist gut, dass Europa eine 

Zukunft hat!“    

#### 
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Parlament, Rat und Kommission am 05. 03. 2021: 
„Gemeinsame Erklärung zur Konferenz über die Zukunft 

Europas“ 

(Auszug) 

„Nun ist es an der Zeit, über unsere Union, die Herausforderungen, denen wir 

gegenüberstehen, und die Zukunft, die wir im Hinblick auf eine stärkere 

europäische Solidarität gemeinsam aufbauen wollen, nachzudenken. 

Die Europäische Union muss beweisen, dass sie Antworten für die Sorgen und 

Wünsche der Bürgerinnen und Bürger hat. Die europäische Politik muss 

integrative Antworten für die Aufgaben bieten, die unsere Generation prägen.  

Wir wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger an der Debatte teilnehmen und zu 

Wort kommen, wenn es um die Zukunft Europas geht. Wir verpflichten uns 

gemeinsam, den Europäerinnen und Europäern zuzuhören und den 

Empfehlungen der Konferenz – unter uneingeschränkter Achtung unserer 

Zuständigkeiten und der in den europäischen Verträgen verankerten 

Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit – Folge zu leisten. 

Gemeinsam werden wir diese Konferenz zum Erfolg führen. Wir werden die 

Konferenz ersuchen, bis zum Frühjahr 2022 Schlussfolgerungen zu erarbeiten, 

damit Leitlinien für die Zukunft Europas vorgegeben werden können. 
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Einige Gedanken über Fake News 

Aus dem Buch von Yuval Noah Harari aus dem Jahre 2019: 

„21 Lektionen für das 21. Jahrhundert“ 
 

„Tatsächlich haben die Menschen schon immer in einer Zeit des Postfaktischen 
gelebt. Homo sapiens ist eine postfaktische Spezies, deren Macht davon 
abhängt, Fiktionen zu schaffen und daran zu glauben. Seit der Steinzeit dienten 
selbstverstärkende Mythen dazu, menschliche Kollektive zu einen. Ja, Homo 
sapiens eroberte diesen Planeten vor allem dank der einzigartigen 
menschlichen Fähigkeit, Fiktionen zu schaffen und zu verbreiten. Wir sind die 
einzigen Säugetiere, die mit zahlreichen Fremden zusammenarbeiten könne, 
weil nur wir fiktionale Geschichten erfinden, sie verbreiten und Millionen 
andere davon überzeugen können, an diese Geschichten zu glauben. Solange 
jeder an die gleichen Fiktionen glaubt, befolgen wir alle die gleichen Gesetze 
und können deshalb erfolgreich kooperieren. 

Wer also Facebook, Trump oder Putin dafür verantwortlich macht, eine neue 
und beklemmende Zeit des Postfaktischen einzuläuten, sei daran erinnert, dass 
sich Millionen Christen schon vor Jahrhunderten in eine selbstverstärkende 
mythologische Blase eingeschlossen haben und es niemals wagten, die 
faktische Wahrhaftigkeit der Bibel infrage zu stellen, während Millionen 
Muslime fraglos an die Wahrheit des Koran glauben. Jahrtausendelang war ein 
Großteil dessen, was als ‚Nachrichten‘ und ‚Fakten‘ in menschlichen sozialen 
Netzwerken kursierte, Geschichten über Wunder, Engel, Dämonen und Hexen, 
und mutige Reporter berichteten live aus den tiefsten Tiefen der Unterwelt. Es 
gibt keinen wissenschaftlichen Beleg dafür, dass Eva von der Schlange in 
Versuchung geführt wurde, dass die Seelen aller Ungläubigen nach ihrem Tod 
in der Hölle schmoren oder dass der Schöpfer des Universums es nicht mag, 
wenn ein Brahmane eine Unberührbare heiratet – und doch glauben Milliarden 
von Menschen seit Jahrtausenden an diese Geschichten . Manche Fake News 
halten ewig.“ 

 

Sollten wir nicht gerade in Zeiten der Corona-Pandemie mit den 
gegebenen Fiktionen und immer wieder aufbrechenden Fake News 
gelassener umgehen und sie sowohl auf der globalen, als auch auf 
der europäischen und nationalen Ebene als das sehen, was sie der 
Sache nach sind: eine Form von Machtspielen?  
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Berichte von Online-Meetings zu europäischen Themen 

 

In den Zeiten der Corona-Pandemie rücken immer stärker Online-
Veranstaltungen in den Vordergrund von Information und Diskussion. 
Wir verfolgen für Sie ausgewählte Online-Meetings und veröffent-
lichen darüber Berichte auf unserer Webseite „Europa-Union Meck-
lenburg-Vorpommern“ unter „Veranstaltungen“. Bisher sind dort die 
folgenden Berichte erschienen: 
 

Online-Meeting der Friedrich-Ebert-Stiftung MV zum Thema: 
"Europa neu denken – Ein Europa der Beschäftigten“  

 

Online-Meeting der Friedrich-Ebert-Stiftung MV: Gespräch mit Prof. 
Dr. Gesine Schwan zum Thema: "Soziale Ungleichheit heute" 

 
Online-Event der Europa-Union Luxemburg zum Thema: 
„Next Generation EU – ein Meilenstein für die EU“ 

 
Online-Diskussion der Friedrich-Ebert-Stiftung MV zum Thema: 
„Russlands Jugend, Russlands Zukunft. Generation Putin oder 
Protestjugend, zwischen Anpassung und Rebellion“ 
 
 

Auf den folgenden Seiten bieten wir den Bericht über die letzte 

Online-Veranstaltung, an der wir uns beteiligt haben, zur 

Information an.  
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Online-Diskussion der Friedrich-Ebert-Stiftung MV Thema: 
„Russlands Jugend, Russlands Zukunft. Generation Putin 
oder Protestjugend, zwischen Anpassung und Rebellion“ 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

 
Es ist anerkennenswert, dass die FES MV Online-Meetings zu aktuellen Fragen 
der politischen Bildung organisiert. Am 10. 03. 2021 fand eine solche Veran-
staltung zum obigen Thema statt, zu der Frederic Werner, Leiter des MV-Büros 
der FES, eingeladen hatte und zu der er über 80 Teilnehmer begrüßen konnte. 
Die Moderation der Veranstaltung lag in den Händen von Frau Dr. Ludmila Lutz-
Auras, Politikwissenschaftlerin und Sprecherin des Anfang dieses Jahres 
gegründeten „Zentrums für Eurasisch-Russländische Studien“ an der 
Universität Rostock. 
Sie verwies auf zwei interessante Jubiläen: auf 30 Jahre Russische Föderation 
sowie auf den 90. Geburtstag M. Gorbatschows, von dem sie ein auf die 
Zukunft gerichtetes Wort aufgriff: „An den Frieden denken, heißt an die Kinder 
denken.“ Sie übergab das Wort zunächst an den ersten Podiumsgast, an den 
Leiter des Büros der FES in Moskau, Peter Teschendorf, der über die Ergebnisse 
der FES-Jugendstudie 2020 sprach. Wir verzichten an dieser Stelle auf eine 
Wiedergabe der Studienergebnisse, die im Internet unter 
www.fes.de/jugendstudien-russland“ ganz oder in einer Zusammenfassung 
eingesehen werden können. 

Als nächster Podiumsgast trug Matthias Platzeck, Vorsitzender des Vorstands 
des Deutsch-Russischen Forums, sein Statement auf die Frage nach den 
aktuellen deutsch-russischen Beziehungen vor. Im Zusammenhang mit dem 
Gesamteindruck der umrissenen Ergebnisse der Jugendstudien sah er eine 
durchaus schwierige Situation und betonte, dass wir für die bessere Gestaltung 
der Bezie-hungen zu Russland einen weiten Horizont und einen langen Atem 
brauchen. Die russische Demokratie ist nicht einfach mit unseren Maßstäben zu 
messen, was sich auch in Zukunft nicht ändern wird. Eine Schlussfolgerung 
muss sein, dass wir nicht mit erhobenem Zeigefinger auf unsere russischen 
Partner zugehen dürfen, wir müssen ihnen nicht erklären wollen, wie die Welt 
funktioniert und wie sie in Russland leben wollen. Wichtig ist und bleibt: Wir 
brauchen einander dringend. Russland ist nun einmal das größte Land der Welt, 
es ist die zweitgrößte Atommacht, keine Krise der Welt ist ohne die Russische 
Föderation lösbar. Russland gehört zu unserem Kontinent, Wir brauchen neue 
politische Ansätze, um über Koexistenz zu einer erneuerten Partnerschaft zu 
kommen. Das geht nicht ohne richtige, also wahrhafte Kenntnisse 
übereinander. Die über Russland durch unsere Medien vermittelten Kenntnisse 
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stimmen weitgehend nicht mit der russischen Realität überein. Der lange 
bekannte Satz vom „Wandel durch Annäherung“ im Zusammenhang mit 
ernsthaftem Lernen aus der Geschichte hat weiterhin Gültigkeit. 

Der dritte Sprecher des Podiums war Patrick Dahlemann, Mitgl. d. Landtages MV 
und Staatssekretär für Vorpommern, dem die Moderatorin die Frage stellte, wie 
er zu den vielen Angriffen auf die guten Kontakte Mecklenburg-Vorpommerns zu 
Russland stehe. Er ging in seiner Stellungnahme davon aus, dass die Mehrheit der 
Bevölkerung hinter der betriebenen Dialogpolitik stehe, man aber vor Jahren auch 
schon weitergewesen sei. Der von Ernst Sellering und Manuela Schwesig 
geförderte Dialog ist eine nicht zu unterschätzende Errungenschaft, die es zu 
bewahren gilt. Die Angriffe auf Nord Stream 2 werden künstlich aufgebauscht, 
man muss die wirtschaftliche Perspektive für Mecklenburg-Vorpommern im 
Umfeld des Pipeline-Projekts stärker sehen. Die in MV eingeschlagene Richtung ist 
positiv: Wir müssen Russland besser verstehen, bei allen Unterschieden mit mehr 
Vitalität auf Russland eingehen. Wir brauchen einen tieferen Blick auf Russlands 
Kultur und Geschichte, um Vorurteile abzubauen. Dazu dient besonders der 
kulturelle Austausch und das ganze Projekt von Städtepartnerschaften. 

Bei der Beantwortung von Fragen hoben sowohl P. Dahlemann und M. Platzeck 
hervor, dass das Verständnis füreinander auf beiden Seiten wachsen muss. Es geht 
nicht allein um Menschenrechte, sondern um viele weitere Fragen, die die 
Menschen heute bewegen.  

Durch die Moderatorin wurden die drei Podiumsgäste abschließend aufgefordert, 
ihre Meinung zu den Zukunftsaussichten des Dialog zu äußern. 

Patrick Dahlemann wandte sich gegen Oberflächlichkeit im Austausch der Mei-
nungen. Unser Dialog darf nicht zu starr und eingeengt sein. Die Jugendstudie 
2020 zeigt, dass wir bei der Jugend beider Länder viel Gemeinsames finden. 

Matthias Platzeck betonte, dass Demokratie sich nicht von selbst entwickle. 
Triebfeder des Politischen sind immer Interessen. Unsere Interessen sind 
selbstbewusst zu formulieren. Wir haben in Europa eigene Interessen, die wir 
auch vertreten müssen. 

Peter Teschendorf hob abschließend hervor, dass zwischen den zu vertretenen 
Werten und den spezifischen Interessen kein Gegensatz bestehe. Er sah den 
weiteren Dialog, den wir mit vielen Gruppen in Russland betreiben, auf einem 
guten Weg. Was wir brauchen, ist auch eine gewisse Kompromissbereitschaft als 
wertvolle Tugend des Dialogs. 

Alles in allem: hier fanden konstruktive Darlegungen und Diskussionen von 
Problemen und ihrer anzustrebenden Lösung statt, deren Positionen in der 
politischen Bildung in unserem Bundesland und darüber hinaus anregend sind. 
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Warum wir eine Neubeurteilung Russlands brauchen! 
Eine wichtige Aufgabe europäischer Politik 
 

Die Realität Russlands hat sich nach dem Zerfall der Sowjetunion im Jahr 1991 
grundlegend gewandelt. Unsere politischen Argumente und Vorurteile gegen-
über der Russischen Föderation sind dagegen größtenteils dieselben geblieben. 
Dabei dürfen die menschenrechts- und völkerrechtswidrigen Handlungen 
Russlands nicht verharmlost werden. Der aktuelle Umgang mit den 
Protestieren-den ist und bleibt zu verurteilen. Russland hat sich durch die 
Mitgliedschaft im Europarat im Jahr 1996 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention verpflichtet und muss demnach die Grundrechte 
auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit schützen. 

… Im Zuge des Besuchs des Außenbeauftragten der EU, Josep Borrell, bei dem 
russischen Außenminister Sergej Lawrow, wurde die EU von Russland als 
unzuverlässiger Partner bezeichnet. Nach diesem jüngsten diplomatischen 
Rück-schlag, den Verfassungsänderungen des vergangenen Jahres, sowie einer 
neuen geopolitischen Weltordnung mit einer eingeforderten strategischen 
Autonomie Europas, ist eine russische Neubeurteilung dringend notwendig. 

Es bleibt spannend abzuwarten, in welche Richtung sich Russland tatsächlich 
entwickeln wird. Wird es in Zukunft eine fundamental-Opposition zum Westen 
geben, oder bleiben die Beziehungen weiterhin angespannt und interessen-
geleitet? Oder wird Russland zu einem bloßen Transitraum für immer unbe-
deutender werdenden Rohstoffe zwischen China und dem Westen werden – 
abhängig von beiden? Fest steht, in Zukunft werden weitere soziale und 
wirtschaftliche Probleme auf das Land zukommen, … und die mit bloßer 
patriotischer Mobilisierung und internationalen militärischen Abenteuern nicht 
überwunden werden können. 

So ergeben sich für den Westen und insbesondere für die EU zwei 
Handlungsmöglichkeiten. Entweder ein interessengeleitetes Entgegenkommen 
nach chinesisch-europäischem Vorbild, das beiden Seiten nützt, oder eine 
kontinuierliche Kollision von Interessen durch einseitige Wirtschaftsabkommen 
und Sanktionen, die langfristig nur Schaden anrichtet. Vor diesem Hintergrund 
muss sich die EU vor Augen führen, dass es ohne Russland keinen dauerhaften 
Frieden im Osten Europas geben wird, und dass gute Beziehungen mit 
gegenseitigem Vertrauen beginnen. Diese Erkenntnis lässt vielleicht auch die 
EU auf vergangene Versäumnisse reagieren. 

(Timon Satzky, Mitarbeiter in der Redaktion von „treffpunkteuropa“, Student 
der Staatswissenschaften in Paris und Moskau. –  Feature vom 14. 02. 2021) 
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Putin zu Russland und Europa 

Aus einem Gespräch vom 27. 01. 2021 auf dem virtuellen Treffen 
des Weltwirtschaftsforums in Davos mit Klaus Schwab, dem 

Gründer des WEF 

 

„Wir haben eine gemeinsame Kultur. Geographisch gesehen handelt 
es sich tatsächlich um eine Zivilisation. Die französischen Staats- und 
Regierungschefs sprachen von der Notwendigkeit, einen einzigen 
Raum von Lissabon bis zum Ural zu schaffen. Ich meine dazu: Warum 
nur bis zum Ural? Bis nach Wladiwostok! Ich habe persönlich die 
Position eines herausragenden europäischen Politikers, des ehema-
ligen Bundeskanzlers Helmut Kohl, gehört, der sagte, wenn die 
europäische Kultur in Zukunft überleben und eines der Zentren der 
Weltzivilisation bleiben will, dann sollten natürlich Westeuropa und 
Russland zusammen sein. Wir vertreten genau den gleichen Stand-
punkt. 

Europa und Russland sind absolut natürliche Partner. Unter dem 
Gesichtspunkt, dass Russland in bezug auf sein Territorium immer 
noch ein bisschen mehr als das gesamte vereinte Europa ist, hat das 
enorme Bedeutung für die Entwicklung von Wissenschaft, Technik 
und die europäische Kultur. Die Ressourcen in Russland sind kolossal, 
das menschliche Potential ist kolossal. Wir müssen die Probleme der 
Vergangenheit loswerden, alle Probleme, die wir in den letzten 
Jahrhunderten hatten und in die Zukunft schauen. Wenn wir uns über 
diese Probleme der Vergangenheit erheben, werden wir sicherlich 
eine positive Phase in unseren Beziehungen haben. Aber Liebe ist 
unmöglich, wenn sie nur von einer Seite erklärt wird.“ 

 

Diese Haltung Russlands ist im Lichte der bestehenden Spannungen 
zwischen der Europäischen Union und Russland besonders 
interessant. Sie regt sicherlich an, über die bestehenden Probleme und 
ihre eventuellen Lösungsmöglichkeiten nachzudenken! 
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Rot an der Ampel 

Von Daniele Dell'Agli 

 

„Die populäre Philosophin Svenia Flaßpöhler hat bei ‚Markus Lanz‘ leichtfertig 
behauptet, unsere Gesellschaft würde in der Coronakrise in Zustände regre-
dieren, die an Hobbes' "Leviathan" erinnern. Das ist Unsinn. Unwidersprochen 
durfte sie - in einer ansonsten philosophiefern qualifizierten "Expertenrunde" - 
die Ansicht verbreiten, das Krisenmanagement der Corona-Politik würde das 
Vertrauen, das Menschen sich gegenseitig entgegenbringen und damit die 
Basis unseres Zusammenlebens unterminieren, indem sie uns daran gewöhnt, 
den anderen als Virenträger und damit als potenziell tödliche Bedrohung zu 
betrachten. 

Damit, so die Philosophin, würde unsere Gesellschaft in Zustände regredieren, 
die an die späte Neuzeit erinnern, als Thomas Hobbes mit dem "Leviathan" 
einen autoritären Staat konzipierte, der kraft seines Gewaltmonopols in der 
Lage sein sollte, die Individuen daran zu hindern, sich gegenseitig - homo 
homini lupus - an die Gurgel zu gehen. Nun, sehen wir davon ab, dass Hobbes 
sein Hauptwerk unter dem Eindruck eines dreißigjährigen europäischen 
Bürgerkriegs verfasste, also unter historisch denkbar weit entfernten 
Voraussetzungen, so entbehrt der sozialanthropologisch vertiefte Verdacht 
jeder Grundlage.  

Ich muss mich in Pandemiezeiten nicht vor dem Anderen als Menschen - mit 
diesen oder jenen Eigenschaften, Absichten oder Befugnissen - schützen, 
sondern vor seiner potenziellen Virenlast. Das ändert nichts an meinem 
"Grundvertrauen", dass dieser Mensch in der Regel kein Interesse daran hat, 
mir zu schaden, ja mir höchstwahrscheinlich sogar zu Hilfe kommen würde, 
wenn ich plötzlich in seiner Gegenwart zusammenbräche. Es bedarf schon der 
begrün-deten Unterstellung, dieses bestimmte Individuum wolle mir persönlich 
- also bösartig und intentional - Leid zufügen, damit ich mich bedroht fühle. 
Doch als mögliche Virenträger sind wir Erdenbewohner derzeit ausnahmsweise 
gleich-gestellt und wissen, dass wir zu unserem Schutz und dem der anderen 
be-stimmte Umgangsregeln beachten und vor allem Kollisionen vermeiden 
müssen. 

… Niemand fühlt sich in seinen Grundrechten eingeschränkt, wenn er sich 
gezwungen sieht, bei Rot an der Ampel zu halten.“ 

 

(Interventionen, Perlentaucher (online), 12. 02. 2021)  
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Polen und Ungarn klagen gegen die in der EU 
beschlossene Rechtsstaatsklausel 

Beim Beschluss über die Rechtsstaatsklausel hat der Rat der Europäischen 
Union eine Prüfung durch den Europäischen Gerichtshof zugelassen. Nun 
haben Polen und Ungarn beim EuGH Klage gegen den festgelegten 
Mechanismus eingereicht. Eine interessante Meinungsäußerung aus Polen 
wollen wir unseren Mitgliedern und Lesern zugänglich machen: 

Im belgischen Journal „Le Soir“ vom 11. 03. 2021 veröffentlichte der 
Chefredakteur von „Gazetta Wyborcza“, Adam Michnik, einen bemerkens-
werten Beitrag, den er als Mahnung an Europa versteht und aus dem wir 
zitieren und zur Diskussiion stellen: 

„Heutzutage wird der Schrei der Eule von autoritären Regimen ausgestoßen, die 
darauf abzielen, demokratische Institutionen innerhalb der Europäischen Union 
zu demontieren. Polen ist ein perfektes Beispiel. Ich bin der Chefredakteur der 
Gazetta Wyborcza. Ich bin seit 32 Jahren in dieser Position, d. h. seit 1989, als 
Polen einen friedlichen, ausgehandelten Übergang von einer kommunistischen 
Diktatur zu einem demokratischen Regime auf der Grundlage freier Wahlen 
erlebte. … 

Die Gazetta Wyborcza wurde gegründet, um der polnischen demokratischen 
Opposition während des Wahlkampfes eine Stimme zu geben. … Unser Erfolg 
ging Hand in Hand mit der wirtschaftlichen und politischen Transformation 
Polens. Nch Jahrzehnten des Autoritarismus haben die Polen endlich das Leben 
in einem freien, rechtsstaatlichen Land kennengelernt. Leider ist unser Sieg von 
vor dreißig Jahren jetzt in Gefahr. 

Polen ist, wie eine Reihe anderer Länder in Europa, Schauplatz eines schleichen-
den autoritären Putsches. Der Rechtsstaat weicht allmählich einem Einparteien-
Cliquenstaat. Das Verfassungsgericht, die Staatsanwaltschaft, die Polizei und 
die Geheimdienste sind zu treuen Untertanen im Dienste der Regierungspartei 
geworden, die sich, nicht ohne Ironie, den Namen ‚Recht und Gerechtigkeit‘ 
gegeben hat. Die öffentlichen Medien sind zu schamlosen Propaganda-
werkzeugen geworden, ähnlich denen, auf die sich Putin in Russland und 
Erdoğan in der Türkei verlassen. Unabhängige Medien gelten nun als 
Staatsfeinde und sind hasserfüllten Angriffen ausgesetzt, wie sie auch von 
Donald Trump immer wieder geäußert werden. Wir werden als Feinde 
behandelt, aus dem einfachen Grund, weil wir unabhängig sind und den Mut 
haben, unsere Meinung gegenüber der Macht zu vertreten.“ 

(Übersetzt mit „DeepL-Translator) 



24 
 

Politik, Politische Bildung und wir! 

 

Die vorrangige Aufgabe unseres Landesverbandes, seiner Kreisverbände und 
des Bildungsringes „Europa“ ist die Stärkung der politischen Bildung. Das 
schließt die Heranführung an politisches Denken, die Entwicklung von 
politischen Aktivitäten der verschiedensten Art einschließlich eines sinnvollen 
politischen Handelns ein. Grundlage ist das Verständnis von Politik und die 
Ausbildung des eigenen Verhältnisses zur Politik. Die Politikwissenschaftlerin 
Prof. Dr. Gesine Schwan hat sich in ihrem jüngsten Buch „Politik trotz 
Globalisierung“ (2021) zum Politikbegriff geäußert, um Anstöße zum 
Nachdenken über aktuelle Probleme zu geben. Wir wollen daraus zitieren: 

„Politik zielt darauf, in einem umgrenzten Raum oder in einem umgrenzten 
Sachzusammenhang für Fragen, die umstritten sind, aber verbindlich ent-
schieden werden müssen, überzeugende und durchsetzbare Antworten zu 
finden. Wer solche Entscheidungen trifft, warum, mit welcher Berechtigung 
(Legitimation), für wen, nach welchen Kriterien, mit welchen Verfahren, über 
welche Themen, für wie lange Zeit, in welchem Kontext – das ist damit noch 
nicht gesagt. Immerhin kann man ein demokratisches Verständnis von Politik 
von allen anderen Politikverständnissen dadurch unterscheiden, dass im 
Zentrum seiner Legitimation (der Rechtfertigung der Institutionen und der 
Laufenden Politik) die Würde des Menschen, sein Recht auf Selbstbestimmung, 
steht. 

… 

Politik hat einen schlechten Ruf. Vielen steht sie für Unredlichkeit, 
Undurchsichtigkeit, Mangel an Sachkenntnis, die Unfähigkeit, Lösungen zu 
finden, und für unaufhörlichen Streit. ‚Ein politisch Lied, ein garstig Lied.“ 
Deutsche Bildungsbürger*innen wollten mit Politik, der es doch nur um Macht 
gehe, historisch lange nichts zu tun haben. Unternehmer*innen verachten sie 
heute vielfach, weil sie erfolgreiches Wirtschaften und schnelle Entscheidungen 
nur bürokratisch beeinträchtige und kein Problem löse. Die liberale Demokratie 
hat an Glaubwürdigkeit verloren. 

Das ist beunruhigend. Denn wir leben nicht wie Robinson allein (oder mit 
seinem Freund Freitag) auf einer Insel, sondern zusammen mit Milliarden 
anderer Erden-bürger*innen auf einem endlichen Planeten. Was wäre statt 
Politik die Alternative für die Gestaltung unseres Zusammenlebens? Was wäre 
statt der Demokratie eine politische Ordnung, in der wir friedlich 
zusammenleben können?  
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Ein aufgeklärter Diktator oder eine Avantgardepartei, die effizient Flughäfen 
baut und mit künstlicher Intelligenz für Disziplin und Ordnung sorgt? Eine 
‚neutrale‘ Technokratie, die aus eigener Sachkenntnis weiß, was für uns alle am 
besten ist? Die Hoffnung, dass sich alles findet, wenn man Herrschaft einfach 
abschafft? Die Regelung aller Angelegenheiten durch den lokalen, nationalen 
oder globalen Markt? 

So klarwürde wohl niemand für eine dieser Alternativen plädieren. Aber unter 
der Hand und sogar immer ausdrücklicher kommen doch zunehmend Zweifel 
daran auf, ob demokratische Politik noch zeitgemäß ist, ob sie in einer 
hochkomplexen Welt zufriedenstellende Lösungen schaffen kann, ob die 
Menschen, die immer stärker unter Stress stehen, überhaupt genügend Zeit für 
sie haben. Zuletzt wurde die Frage aufgeworfen, ob ein Stopp des Klimawandels 
in einer Demokratie denn zu bewerkstelligen ist. Hat demokratische Politik noch 
eine Zukunft? Macht sie noch Sinn? 

Im Unterschied zur Politik im Allgemeinen verspricht demokratische Politik – als 
institutionelles System, als politische Kultur und als konkrete Umsetzung von 
Entscheidungen – zumindest theoretisch, dass sie global die beste Chance für 
alle Menschen bietet, ein Leben in Würde, d. h. in Freiheit und Verantwortung, 
zu führen. …  

Ist das Versprechen, dass jedem Menschen eine unantastbare Würde eignet, 
heute obsolet? Weckt es unrealistische Erwartungen? Haben Menschen daran 
überhaupt noch ein Interesse? Wenn ja: Wie kann dieses Versprechen, das 
heute vielfach als zynische Lehrformel erfahren wird, realistisch erfüllt werden? 

(Aus: Gesine Schwan: Politik trotz Globalisierung. – Darmstadt 2021. – S. 13, 9 
f.) 
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Über die politische Bedeutsamkeit der Extremismus-
Seminare 

des Bildungsringes unseres Landesverbandes 
 

Die Bundestagswahl 2021 steht vor der Tür. Die Parteien positionieren 
sich und bringen ihre Wahlprogramme an die Öffentlichkeit. Die Inhalte 
dieser Programme sind notwendige Bestandteile der Auseinander-
setzung im Rahmen der politischen Bildung. Uns interessieren in 
unserer Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit gemäß unserer Satzung in 
erster Linie die europapolitischen Positionen der zur Wahl antretenden 
politischen Parteien. Dazu werden wir eine Übersicht anfertigen und in 
der nächsten Ausgabe der „Informationen“ als eine Diskussions-
grundlage veröffentlichen. 

Aktuell nehmen wir zu den problematischen und am stärksten gegen 
die europäische Gemeinschaft gerichteten Zielstellungen in der 
Europapolitik Stellung, die sich im (zum Zeitpunkt des 
Redaktionsschlusses der vorliegenden Informationen noch nicht offiziell 
veröffentlichen) Wahlprogramm der AfD manifestieren. 

Nachdem die AfD auch in früheren Programmen mit dem Wunsch zum 
Ausdruck der Bundesrepublik Deutschland aus der Europäischen 
geliebäugelt hatte, ist unter dem deutlichen Einfluss des rechten 
Spektrums in dieser Partei die entsprechende Programmatik im 
Wahlprogramm verschärft worden. Nach den vorliegenden 
Informationen wird nun praktisch und ganz konkret auf einen „Dexit“ 
orientiert: „Wir halten einen Austritt Deutschlands aus der 
Europäischen Union und die Gründung einer neuen europäischen 
Wirtschafts- und Interessengemeinschaft für notwendig.“. 

Das ist eine klare Frontstellung gegen alle Zielstellungen, eine echte 
europäische Gemeinschaft zu schaffen und eine Negierung aller seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges bereits gegangener Schritte in 
Richtung dieses Zieles.  

Eine bloße „Interessengemeinschaft“ lässt Tür und Tor offen für eine 
durch einseitige nationale Interessen bestimmte eingeschränkte 
europäische Gesamtentwicklung. 
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Die Ablehnung der Mitgliedschaft Deutschlands in der Europäischen 
Union in ihrer heutigen und zukünftig weiter auszubauenden Gestalt ist 
geradezu eine Gegenposition für die in der Europäischen Bewegung 
und der Europa-Union-Deutschland vertretenen Ziele einer 
demokratischen föderalistischen europäischen Gemeinschaft. 

Es reicht nicht aus, die europapolitischen Positionen der AfD einfach zu 
ignorieren. Wir müssen mehr tun, um uns in der Öffentlichkeit stärker 
mit anti-europäischen Positionen auseinanderzusetzen. Gerade in einer 
Zeit, in der –  zum großen Teil durch die in der Pandemiekrise 
entstandenen Irritationen – bei so manchen Bürgern und Bürgerinnen 
die kritischen Stimmen gegenüber der EU lauter geworden sind, ist es 
unsere Aufgabe, politische Information, Aufklärung und Meinungs-
bildung zu betreiben. 

Im Bildungsring „Europa“ gehört ein Veranstaltungsformat besonders 
zu den politischen Kernveranstaltungen, mit denen wir in den 
vergangenen Jahren erfolgreich gearbeitet haben, das ist das 
„Extremismus-Seminar“. Offen für alle Interessenten, inhaltlich durch 
sachkundige Referenten und Gesprächspartner gestaltet, anregend 
durch das vielseitige Gespräch politischer Impressionen bietet dieses 
Veranstaltungsformat einen aktuell-politischen Rahmen, der zur 
Umsetzung der Ziele und Inhalte politischer Bildung besonders geeignet 
ist. Diese Art inhaltlich exponierter Bearbeitung von aktuellen 
gesellschaftlichen Themen gehört zur Meinungsbildung für das 
Engagement in einer demokratischen Gesellschaft. Gerade die 
Auseinandersetzung mit demokratiefeindlichen Vorstellungen ist und 
bleibt eine hervorstechende Aufgab politischer Bildung in Europa, in 
der Bundesrepublik Deutschland und im Bundesland Mecklenburg-
Vorpommern. 
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